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Fierantie mit Preßerzeugniſſen. 


Eine preß⸗ und gewerberechtliche Studie zu § 3, Minen 5 P. G. 
Von Dr. Fritz Karminski. 


Nicht aus müſſiger Paragraphengymnaſtik, ſondern unmittelbar 
aus Entſcheidung heiſchenden Fragen einer täglichen Praxis iſt die nach— 
ſtehende Unterſuchung hervorgegangen. 

R. P., welcher zum Verkaufe von Schul- und Gebetbüchern, 
Gebeten, Kalendern und Heiligenbildern eine Licenz nach § 3, Al. 5 
des Preßgeſetzes für den Ort 8. beſitzt, iſt um die Conceſſion zum Ver 
kaufe von Druckſchriften der gedachten Art auf den Märkten dreier beſtimmt 
angeſührter politiſcher Bezirke desſelben Kronlandes eingeſchritten und dieſes 
Geſuch wurde von der Bezirkshauptmannſchaft der Landesregierung „zur 
weiteren h Schlußfaſſung mit dem Antrage auf Willfahrung“ 
vorgelegt.) Dieſer jo einfach und unſcheinbar ſich darſtellende Fall birgt 
aber einen wahren Rattenkönig von Zweifeln und Controverſen, deren 
Erörterung vielleicht nicht ohne alles Intereſſe ſein dürfte. 

Vorauf wäre die Frage zu ſtellen, ob die vorangeführte, in dieſem 
Falle ergangene Erledigung der Bezirksbehörde durchaus correct war, ob 
dieſe nicht vielmehr inſtanzmäßig zu entſcheiden gehabt hätte, anſtatt, wie 
es geſchehen, die Entſcheidung der Landesſtelle von vorneherein einzuholen. 
Weiter frägt es ſich, ob Fierantie mit Preßerzeugniſſen im Sinne des § 3, 
Al. 5 des Preßgeſetzes vom 17. December 1862 auf Grund der daſelbſt 
gedachten Licenz überhaupt ſtatthaft ſei, d. h. ob die Berechtigung 


) Der Vollſtändigkeit halber mag die von der Landesſtelle erfloſſene 
Erledigung, welche eine Löſung unſerer Controverſe umgeht, und welcher die 
Intention einer abweislichen Verbeſcheidung des geſtellten Begehrens zu 
Grunde liegt, hier angeführt werden. Es wurde nämlich das bezügliche Geſuch 
dem Bezirkshauptmanne „unter Hinweis auf deu Erlaß des k. k. Miniſteriums 
des Innern vom 10. September 1874, 3. 13.310, wonach Marktfahrer Preß⸗ 
erzeugniſſe auf Märkten nur in dem Falle feilbieten dürfen, wenn ſie nebſt dem 
zur Fierantie berechtigenden Gewerbeſcheine auch mit der bezüglichen Conceſſion 
zum Handel mit Preßerzeugniſſen verſehen ſind, zur Amtshandlung zurück⸗ 
geſtellt.“ Es leuchtet aus dieſer Erledigung durch, daß eine „Conceſſion zum 
Handel mit Preßerzeugniſſen“ im Sinne dieſes Miniſterial⸗Erlaſſes bei dem 
Petenten als nicht vorhanden angenommen wird. 


nach § 3, Al. 5 des Preßgeſetzes eine Cumulirung mit der Fierantie- 
berechtigung zulaſſe. 2) 

Ihn uns hierüber klar zu werden, dürften einige weiter aus— 
holende Bemerkungen über das Weſen der Fierantie und deren Beziehung 
auf die Fälle des § 3, Al. 5 des P. G., ſowie eine eingehendere 
Unterſuchung über die Natur des Preßgewerbes nach der vorbezogenen 
Beſtimmung des Preßgeſetzes nur ſchwer zu entrathen ſein. 

Das Geſetz gibt keine Definition der Fierantie; aber es iſt 
unſchwer, ſich dieſelbe aus dem Geſetze in unzweifelhaft zutreffender 
Weiſe zu bilden. Nach § 63 der Gewerbeordnung vom 15. März 1883 
iſt Fierantie das gewerbsmäßige Beziehen von Märkten zum Zwecke 
des Feilhaltens von im Verkehre geſtatteten Waaren, d. h. Fierantie 
it das Feilbieten ſolcher Waaren im Umherziehen von Ort 
zu Ort, von Markt zu Markt, jedoch in feſten Be⸗ 
triebsſtätten (Verkaufsſtänden). Hierin liegt eben der charakteri⸗ 
ſtiſche Unterſchied zwiſchen der Fierantie und dem Hauſirhandel, deſſen 
Kriterium das Herumtragen und Anbieten von Haus zu Haus iſt. 

Die Fierantie iſt ein freies Gewerbe, welches nur der Anmeldung 
im Sinne des § 11 der Gewerbeordnung unterliegt und für welches 
nach $ 13 G. O. die Ausfertigung des Gewerbeſcheines nur bei Vor— 
handenſein von geſetzlichen Hinderniſſen, beziehungsweiſe Ausſchließungs⸗ 
gründen im Sinne des zweiten Hanptſtückes der Gewerbeordnung ver— 
weigert werden kann. Was die geographiſchen Grenzen für die Aus— 
übung der Fierantie auf Grund des hiezu berechtigenden, von der nach 
dem Wohnorte zuſtändigen Gewerbsbehörde erſter Inſtanz auszuſtellenden 
Gewerbeſcheines anbelangt, ſo ſind dieſe zunächſt ganz allgemein die— 
jenigen des Geltungsgebietes der Gewerbeordnung, ja ſie ſind ſogar 
durch andere Geſetze oder Staatsverträge über dieſes Geltungsgebiet 
ausgedehnt.) Es würde demnach der geſetzlich ſo feſtgeſtellten Natur 
der Fierantieberechtigung widerſprechen, wollte man eine ſolche Berechti— 
gung auf einen einzelnen oder mehrere einzelne Bezirke eines beſtimmten 
Kronlandes beſchränken, das will ſagen, eine etwa räumlich ſo beſchränkte 
Fierantieberechtigung wäre als eine ſolche eigentlich gar nicht anzuſehen. 
Die Fierantieberechtigung iſt ihrem Weſen nach eine allgemeine und 
könnte ein diesfälliger Gewerbeſchein mit in demſelben beſtimmt, etwa 
nach Bezirken, begrenzten Ausübungsgebiete, auch wenn die Partei ſelbſt 
nur um dieſe ſo beſchränkte Bewilligung anſuchte, nicht erfolgt werden. 


) Die bei Inanſpruchnahme der Fierantieberechtigung zum Handel 
mit im Verkehre geſtatteten Preßerzeugniſſen ſeitens eines im Sinne des $ 15, 
Z. 1 G. O. conceſſionirten Buchhändlers ſich ergebenden Verhältniſſe find hier nicht 
in Frage gekommen und daher auch nicht in die Discuſſion mit einbezogen 
worden. Weun auch dieſe Verhältniſſe durch 8 21, Alinea 1 G. O. in etwas 
complicirt ſind, jo wollte die ſtillſchweigend zu Grunde gelegte Meinung, daß 
die Ertheilung einer ſolchen Fierantieberechtigung an einen couceſſionirten Buch⸗ 
händler im Allgemeinen zuläſſig iſt, au dieſem Orte nicht in Zweifel gezogen 
werden. 

3) Siehe betreffs der Länder der ungariſchen Krone Artikel XIV des 
Geſetzes vom 27. Juni 1878, R. G. Bl. Nr. 62, betreffs des deutſchen Reiches 
den Handelsvertrag vom 23. Mai 1881, R. G. Bl. Nr. 64, u. ſ. w. 


Das gilt im Allgemeinen. Nun zu unſerem Falle. Da wird — 
wie geſagt — eine Cumulirung von Gewerbsbefugniſſen eintreten. Außer 
dem zur Fierantie berechtigenden Gewerbeſcheine wird auch noch die 
beſondere Befugniß zur Ausübung des Preßgewerbes im Sinne des 
§ 3, Al. 5 P. G. erforderlich fein, da nach 8 62, Al. 2 G. O. 
Waaren, deren Verkauf an eine Conceſſion gebunden iſt, auf 
Märkten nur von den mit der bezüglichen Conceſſion verſehenen 
Gewerbsleuten feilgeboten werden dürfen. 

Das führt uns nun zunächſt hinüber zur Erörterung der Natur 
des Preßgewerbes, bezw. der Verkaufslicenz uach 8 3, Al. 5 P. G. 

Es wurde die Anſicht laut, daß in Rückſicht auf $ 62, Al. 2 
G. O. nur einem Buchhänd ber die fragliche Berechtigung ertheilt 
werden könnte, da nur ein ſolcher eine eigentliche Conceſſion 
zum Handel mit Preßerzeugniſſen beſitze. Eine Unterſtützung dieſer An— 


ſicht wollte man in dem Wortlaute einer diesbezüglichen Stelle des 


Erlaſſes des Miniſteriums des Innern vom 10. September 1874, 
3. 13.310, finden ), weil dort ausdrücklich § 16 (jetzt §S 15), 8. 1 
G. O. bezogen iſt. Hieraus meinte man erſchließen zu dürfen, daß der 
citirte Miniſterialerlaß unter Conceſſion nur eine ſolche im Sinne der 
Gewerbeordnung verſtehe und eine Verkaufslicenz nach § 3, Al. 5 P. G. 
als eine ſolche Conceſſion nicht anſehe. Hiernach wäre das Eingangs 
gedachte Begehren vom Bezirkshauptmanne ab instantia zurückzuweiſen 


geweſen, da der Petent nicht Buchhändler und ſomit nicht im Beſitze 


einer Conceſſion im Sinne des § 62, Al. 2 G. O. war, auf Grund 
deren er von der Fierantieberechtigung erft wirkſamen Gebrauch hätte 
machen können 

Dieſer Anficht wird man ſich wohl ſchwerlich anſchließen dürfen. 
Juſoweit dieſe Anſicht behauptet, daß die preßgewerbliche Befugniß nach 
§ 3, Al. 5 P. G. als eine Conceſſion in dem im § 62, Al. 2 G. O. 
gedachten Sinne nicht gelten dürfe, jo muß dieſelbe als im Geſetze nicht 
begründet bezeichnet werden. 

Der gewerbsmäßige Handel mit Schul- und Gebetbüchern, 
beten, Kalendern, Heiligenbildern auf Grund der Li enz nach 8 3, Al. 5 
P. G. iſt unzweifelhaft ein Preßgewerbe und als ſolches ebenſo unitreitig 
ein conceſſionirtes. Abgeſehen davon, daß das Preßgeſetz die 
Berechtigung zur Ausübung dieſes Handels mit Preßerzeugniſſen aus- 


drücklich von einer vorherigen behördlichen Licenz abhängig 


macht, alſo au eine Conceſſionirung knüpft, ſo iſt der Handel mit Preß— 
erzenguiffen der vorbezeichneten Gattung ſchou nach $ 15, 3. 1 G. O. 
als ein conceſſionirtes (Preß-) Gewerbe anzuſehen 

Hiegegen würde zweierlei eingewendet werden können, erſtens, daß 
die einſchlägige Beſtimmung des Preßgeſetzes von „Conceſſion“ nicht 
ſpreche, und dann, daß die Gewerbeordnung, genauer deren § 15, Z. 1, 
auf dieſes Quaſi-Preßgewerbe nach §S 3, Al. 5 P. G. nicht anzumen- 
den ſei. 

Beide Einwendungen find nicht ſtichhältig. Die Befugniß nach 
§ 3, Al. 5 P G., beziehungsweiſe die Verkaufslicenz nach § 1 der 
Anitsinſtruction zum Preßgeſetze, ſtellt ſich im Gegeutheile ganz beſtimmt 
als eine Conceſſion dar, zwar als eine Conceſſion sul generis im 
Vergleiche zu den anderen gewerblichen Conceſſionen, aber doch als eine 
Conceſſion ſelbſt im ſtrengen Sinne, deren Abweichung von der über— 


wiegenden Mehrzahl der anderen gewerblichen Conceſſiouen vornehmlich 


in ihrer Widerruflichkeit liegt. Ihre — allerdings zu bemerkende — 
enge räumliche Beſchränkung fällt bei tiefergehender Rückſichtnahme auf 
die allgemeine preßgewerbliche Beftimmung des § 21, Al. 1 G. O. 
nicht ſo ſehr auf, mag aber immerhin als eine weitere Beſonderheit 
der preßgewerblichen Conceſſion nach $ 3, Al. 5 P. G. gelten. Wenn 
nun auch in dieſer mehreitirten Geſetzesſtelle die Bezeichnung „Conceſſion“ 


nicht vorkommt, fo kaun dies um fo weniger als eine beweiſende Be⸗ 


gründung jener Einwendung gelten, als ja auch die Gewerbeordnung — 


ſo z. B. in 8 38 — „Conceſſion“ mit „Bewilligung“ identiſch nimmt 
und § 3, Al. 5 P. G. eben eine behördliche Bewilligung in optima | 


) Die gedachte Stelle dieſes Miniſterial⸗Erlaſſes, welcher ſowohl in der 


Manz'ſchen wie in der Geller'ſchen Ausgabe der Gewerbeordnung nicht genau 
wiedergegeben erſcheint, lautet wie folgt: „. . .. Schließlich mache ich, inſoweit 


es ſich um Bücher und Bilder handelt, aufmerkſam, daß ſelbſt befugte Hauſirer 
ſolche Artikel nicht führen dürfen (Hauſirpatent $ 12, lit. o und Preßgeſetz 


8 23), ferner, daß Marktfahrer (Fieranten) Preßerzeugniſſe im Sinne der Ge⸗ 


Ge⸗ 
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forma ſtatuirt und hiefür auch das Verbum „bewilligen“ gebraucht. 
Dann wird vielleicht nicht unberückſichtigt gelaſſen werden dürfen, daß 
die Bezeichnungen behördliche Conceſſion und behördliche Licenz nicht 
nur im gemeinen, ſondern auch im amtlichen Verkehre ziemlich ſynonym 
angewendet werden. Damit iſt die erſte jener möglichen Einwendungen 
zurückgewieſen. 

Die Hinſälligkeit des anderen Einwandes wieder wird aus den 
nachſtehenden Erwägungen erhellen. Die einzige geſetzliche Stütze dieſer 
beſtrittenen Meinung, daß nämlich $ 15, 3. 1 G. O. auf die preß⸗ 
gewerbliche Befugniß nach § 3, Al. 5 P. G. keinen Bezug habe, 
beſteht in der Behauptung, daß das Preßgeſetz ſelbſt — und zwar in 
Al. 6 des 8 3 — zwiſchen den Preßgewerben nach § 3, Al. 5 P. G. 
und nach § 15, 3. 1 G. O. einen Unterſchied mache, woraus hervor— 
gehen ſoll, daß die preßgewerbliche Befugniß nach $ 3, Al 5 P. G. 
eine gewerbliche Conceſſion nicht allein sui generis, ſondern auch sui 
juris, d. h. eben nur nach dem dieſelbe ſchaffenden Specialgejege zu 
beurtheilen ſei. Dieſer Unterſchied beſtehe nun darin, daß dieſe Geſetzes⸗ 
ſtelle eiue Beſtimmung über die Entziehung der Gewerbsberechtigung 
bei Preßgewerben nach §S 16 (15), Z. 1 G. O. feſtſetze, ohne hiebei 
der gerade in dem vorhergehenden Abſatze geſchaffenen ſpeciellen Preß— 
gewerbsbefugniß ausdrücklich zu erwähnen. Dies iſt richtig. Bei dieſer 
Geſetzesſtelle erſcheint nur $ 16, 8. 1 G. O. und nicht 8 3, Al. 5 
P. G. ausdrücklich bezogen. Es iſt aber hiedurch keineswegs eine quali— 
tative Differenzirung der Preßgewerbe gegeben und noch weniger beab— 
ſichtigt. Es iſt vielmehr nach dem bezüglichen Wortlaute des Geſetzes: 
„. . . . und andere Juhaber eines der im § 16, 3. 1 der Gewerbe- 
ordnung vom 20. December 1859 aufgezählten Gewerbe“ richtiger das 
Gegentheil zu conelndiren. Das in dem Handel mit Schul- und Gebet⸗ 
büchern, Kalendern, Heiligenbildern nach 8 3, Al. 5 P. G. beſtehende 
Gewerbe iſt als „Handel mit auf mechaniſchem Wege vervielfältigten 
literariſchen Erzeugniſſen“ im $ 15, 8. 1 G. O. ganz gewiß „aufs 
gezählt“, d. h. mitinbegriffeu, und daß Al. 6 des 8 3 P G. die 
Inhaber dieſes preßgewerblichen Handels nach Al. 5 desſelben Para— 
graphen des Preßgeſetzes nicht ausſchließen wollte und nicht ausge— 
ſchloſſen hat, geht daraus hervor, daß in der bezogenen Geſetzesſtelle 
nach den Buchhändlern anch noch „anderer Inhaber“ von Preßgewer— 
ben ausdrücklich gedacht wird. 

Man könnte möglicherweiſe gegen die letztausgeführte Auſicht die 
Schwierigkeit erheben, daß es bei der in das Ermeſſen der politiſchen 
Behörde geſtellten, alſo jederzeit und leicht in Anſpruch zu nehmenden 
Widerruflichkeit unſerer preßgewerblichen Berechtigung ganz überflüſſig 
erſcheine, die Verwirkung dieſer Befugniß nach §S 3, Al. 6, Abſatz a 
P. G. erſt etwa von einem verurtheilenden Gerichte verhängen zu laſſen. 
Was die politische Behörde jederzeit nach eigenem Ermeſſen widerrufen, 
d. h. entziehen könne, dazu bedürfe es nicht erſt irgend eines richter— 
lichen Spruches, und es wäre die in Rede ſtehende Beſtimmung bei Anwen— 
dung auf § 3, Al. 5 offenbar ein Pleonasmus, der unmöglich beab— 
ſichtigt ſein dürfte. Daraus aber folge, daß 8 3, Al. 6 P. 6. zwi— 
ſchen den preßgewerblichen Berechtigungen nach 8 15, Z. 1 G. O. und 


—. 
§ 3, Al. 5 P. G. allerdings unterſcheide. Dieſe Schwierigkeit ift jedoch 
nur ſcheinbar. Vorerſt muß beſtritten werden, daß da ein Pleonasmus 
vorhanden wäre. Wollte man dies zugeben, ſo käme man in gewiſſem 
Sinne zu einer jedenfalls zu bemerkenden Antinomie im Geſetze, die 
ſicherlich noch weniger gewollt ſein kann, als jener vermeintliche Pleo 
nasmus. Posito sed non concesso ergäbe ſich nämlich die Eigenthüm⸗ 
lichkeit, daß das Gericht eventuell in die Lage kommen könnte, die Ent— 
ziehung der umfaſſenderen Conceſſion uach $ 15 (16), 3. 1 G O. zu 
verhäugen, die Verwirkung der engeren Conceſſion nach § 3, Al. 5 
P. G. jedoch nicht ausſprechen zu dürfen, das will ſagen, wohl über 
das Maius, nicht aber auch über das darin enthaltene Minus judiciren 
zu dürfen. Ein Beiſpiel hiefür. Durch die Verbreitung eines Kalenders 
ſeitens des Inhabers eines preßgewerblichen Handels nach § 3, Al. 5 
P. G. würde ein Delict begründet. Nach jener bekämpften Anſicht könnte 
der Richter alſo mit der Strafe nicht auch auf den Verluſt der Gewerbs⸗ 
berechtigung erkennen, und zwar lediglich darum, weil es in das Belie— 
ben der politiſchen Behörde geſtellt ſei, auch ohnedies dieſe Conceſſion 
zu entziehen. Daß dieſe Meinung nicht haltbar iſt, dürfte einleuchtend 
| jein. Wenn auch in der Mehrzahl der hier in Betracht kommenden 


werbeordnung § 16, 3. 1 ſelbſt auf Märkten nach § 62 ebendort nur in dem Iz R n a i 17517 
Falle feilbieten dürfen, wenn ſie nebſt dem zur Fierantie berechtigenden Gewerbe⸗ Fälle die politiſche Behörde ſchon bei dem bloßen ER 1 ſtraf 
ſcheine auch mit der bezüglichen Conceſſion zum Handel mit Preßerzeugniſſen baren Thatbeſtandes und noch vor durchgeführter Strafverhandlung mit 
verſehen ſind.“ der Entziehung der Conceſſion vorgehen dürfte, jo kann doch dem Rich⸗ 


ter die Verhängung des Conceſſionsverluſtes in Hinblick auf jene Mög- 


lichkeit nicht ſchlechthin für alle Fälle abgeſprochen werden, und dies 
um fo weniger, als ja die Rechtsfolgen eines auf einem richterlichen Erkennt- 
niſſe begründeten Conteſſions⸗(Gewerbs⸗)Verluſtes mit denen einer ſolchen 
auf Grund eines verwaltungsbehördlichen Erkenutniſſes erfolgten Con- 
ceſſions⸗Entziehung nicht in allen Fällen die gleichen ſind. Eine analoge 
Erwägung hat auch ſtatt rückſichtlich des Abſatzes 1 desſelben Al. 6, 
§ 3 P. G. Auch dieſe Beſtimmung gilt nicht minder für die preß— 
gewerblichen Conceſſionen nach $ 15, 3. 1 G. O. wie für die nach 
§ 3, Al. 5 P. G. Es wäre ja geradezu widerſinnig, wollte man — 
und dazu gelaugt man bei conſequentem Feſthalten an jener von uns 
beſtrittenen Auſicht die Begründung des Widerrufs der Licenz nach 
§ 3, Al. 5 P. G. mit dem etwaigen Hinweiſe auf 8 7 (jetzt 5) G. O., 
beziehungsweiſe $ 3, Al. 6, Abſ. b P. G. als unſtatthaft erklären 
und damit ausſprechen, daß dieſer Widerruf aus dem Geſetze überhaupt 
nicht begründet werden dürfe, ſondern nur auf das eigene Ermeſſen zu 
ſtützen wäre. In allen Fällen der Conceſſions⸗Entziehung nach § 3, 
Al. 6 P. G. wird auch rückſichtlich der Conceſſion nach Al. 5 eben- 
dort mit der Entziehung vorgegangen werden können, außer dieſen 
Fällen kann von dem Widerrufsrechte Gebrauch gemacht werden, z B. 
wenn etwa für den localen Bedarf zu zahlreiche derlei Conceſſionen 
ertheilt worden wären u. ſ. w. Das Widerrufsrecht nach 8 3, Al. 5 
P. G. iſt ein weſentlich anderes als die Möglichkeit der Verhängung 
des Conceſſions⸗(Gewerbs⸗)Verluſtes nach Al. 6 desſelben Paragraphen. 
Das iſt eben nicht zu überſehen. 

Iſt durch die vorſtehende Argumentation der — gewiſſermaßen — 
negative Beweis für die Richtigkeit der hier vertretenen Anſicht erbracht, 
nämlich ſtricte dargethan, daß das Preßgeſetz eine Unterſcheidung zwi— 
ſchen den preßgewerblichen Vefugniſſen nach 8 16 (15), 3. 1 G. O. 
und nach § 3, Al. 5 P. G. nicht mache und die letzteren ſomit 
nicht außerhalb der Gewerbeordnung geſtellt werden, ſo erübrigt noch, 
den poſitiven Beweis zu führen, daß das Preßgewerbe als ausſchließ— 
lich auf Schul- und Gebetbücher, Kalender, Heiligenbilder beſchränkter 
Handel — alfo genau der Inhalt der preßgewerblichen Conceſſion nach 
§ 3, Al. 5 P. G. — in § 15 (16), 8. 1 G. O. mitinbegriffen ſei 
und daher diesbezüglich die Beſtimmungen der Gewerbeordnung überall 
dort, wo nicht ausdrücklich anders vorgeſchrieben iſt, auch auf die preß— 
gewerbliche Berechtigung nach § 3, Al. 5 P G. die ſinngemäße Anwen— 
dung zu finden haben. 

Zu dieſem Ende erſcheint es geboten, auf frühere Legislationen 
ein wenig zurückzugreifen. Die Gewerbeordnung vom 20. December 
1859, R. G. Bl. Nr. 227, trat in's Leben zur Zeit der Giltigkeit der 


Preßordnung vom 27. Mai 1852, R. G. Bl. Nr. 122. Dieſe beſtimmt 


nun in $ 5 ganz allgemein, daß die Gewerbsgeſetze und Vorſchriften 
über die Berechtigung zum Verkehre mit Druckſchriften, d. h. außer und 
neben der Preßordnung eutſcheidend ſeien. Hiedurch find die Preßgewerbe, 
inſoferne die Preßordnung nicht ſpecielle Beſtimmungen getroffen hat, 
unter die Gewerbeordnung geſtellt. In § 8, Al. 3 dieſer Preßordnung 
iſt weiters die dem § 3, Al. 5 P. G. correſpondirende — Sonder⸗ 
beſtimmung rückſichtlich des ausſchließlich auf Schul- und Gebekbücher zc. 
beſchränkten preßgewerblichen Handels enthalten. In dieſer Special— 
beſtimmung iſt dieſer Handel nicht außerhalb der Wirkſamkeit der 


Gewerbsgeſetze und Vorſchriften geſtellt, ſomit haben auf denſelben nach 
§ 5 der Preßordnung dieſe Geſetze und Vorſchriften ſinngemäße Anz | 


wendung zu finden. Der Verkehr mit derlei Druckſchriften nach 8 8, 
Al. 3 der Preßordnung vom Jahre 1852 — und dem ganz entſprechend 
nach § 3, Al. 5 P. G. vom 17. December 1862 — unterlag alſo, 
inſoweit er nicht ſeine ſpeciellen Normen erhielt, der Beurtheilung 
nach der jeweilig geltenden Gewerbeordnung. Durch die Gewerbeordnung 
vom 20. December 1859 iſt an dieſem Stande abſolut nichts geändert 
worden Es blieb alſo nach wie vor der Handel mit den bezeichneten 
Preßerzeugniſſen nach § 8, Al. 3 der Preßordnung auch den Beſtim⸗ 
mungen der Gewerbeordnung unterworfen. Ja noch mehr! Die Gewerbe⸗ 
ordnung vom 20. December 1859 enthält diesfalls eine Beſtimmung, 
aus der wortdeutlich hervorgeht, daß der ausſchließlich auf Preßerzeug⸗ 
Aue der in §8 8, Al 3 P. O., bezw. § 3, Al. 5 P. ©. gedachten 
2 5 beſchränkte Handel unter den conceſſionirten Preßgewerben des 
> 16, 3. 1 G. O. inbegriffen iſt. 

Wir meinen § 19 G. O. vom Jahre 1859. Von einer in Al. 1 
bieſes Paragraphen enthaltenen allgemeinen preßgewerblichen Beſtimmung 
wird daſelbſt in Al. 2 zu Gunſten des „ausſchließlich auf Schul- und Gebet⸗ 
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bücher, Kalender und Heiligenbilder beſchränkten Handels“ — alſo Wort für 
Wort der Inhalt der Berechtigung nach $ 3, Al. 5 P. G. — expressis 
verbis eine Ausnahme ſtatuirt. Aus dieſer ausdrücklichen Exemtion 
dieſes Zweiges des preßgewerblichen Handels von der Wirkſamkeit einer 
ſonſt allgemein anzuwendenden Beſtimmung folgt unwiderleglich, daß das 
Geſetz die den Inhalt der preßgewerblichen Conceſſion nach $ 3, Al. 5 
P. G. (bezw. § 8, Al. 3 P. O.) bildende Berechtigung zu dieſem 
Handel mit Druckſchriften der gedachten Art unter die conceſſionirten 
Preßgewerbe nach 8 16, Z. 1 G. O. ſubſumirt. Das iſt ausſchlaggebend. 

Durch das Preßgeſetz vom 17. December 1862, R. G. Bl. 
Nr. 6 ex 1863, iſt hierin eine Aenderung nicht eingetreten. Analog dem 
§ 5 der Preßordnung vom Jahre 1852 beſtimmt auch § 3, Al. 1 
P. G., daß der Verkehr mit Druckſchriften durch die Gewerbegeſetze 
geregelt wird. Daneben gilt — ähnlich dem § 8, Al. 3 der Preß— 
ordnung vom Jahre 1852 — 83, Al. 5 P. G., welche eine in 
gewiſſen Punkten von der allgemeinen preßgewerblichen Berechtigung 
abweichende derartige Befugniß normirt, ohne dieſe jedoch — weder 
ſtillſchweigend noch ausdrücklich — hiedurch von den Beſtimmungen der 
Gewerbeordnung unabhängig zu ſtellen. 

Dem $ 19 G. O. vom Jahre 1859 wieder entſpricht §S 21 der 
Novelle zu derſelben vom 15. März 1883. Auch da wird in Al. 2 
ex ressis verbis dieſelbe Ausnahme wie in $ 19 der früheren Gewerbe— 
ordnung ſtatuirt. Es hat alſo auch hierin bei dem vorſtehend ausein⸗ 
andergeſetzten Stande ſein Verbleiben. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 
Ein im Inlande etablirter Geſchäftsbetrieb, welcher lediglich in 
der Zuſammenſetzung von im Auslande erzeugten und in unweſentlich 
zerlegtem Zuſtande importirten Uhren, ohne Zuhilfenahme beſonderer 
fachmänniſcher Kenntniſſe, um dieſelben dem hieſigen Verkehre 
zu übergeben, beſteht, iſt nur als eine Niederlage im Sinne des 
$ 40 der Gewerbeordnung vom 15. Marz 1883 anzuſehen und 
zu behandeln. 

Paul B. in W., welcher ſich als Bedienſteter der Firma 
J. F. & Comp. in Beaucourt in Frankreich bezeichnete, überreichte am 
28. September 1883 bei dem Weber Magiſtrate feine Eingabe, in welcher 
er ſeine Thätigkeit als Vertreter der obigen Firma in W. als darin 
beſtehend ſchilderte, daß er die von den Kunden in W. direct bei der 
Firma, welche mit der Uhrenfabrikation en gros ſich beſchäftigt, beſtellten 
Uhren, ſobald ſie per Bahn anlangen, übernehme und an die Kunden 
abliefere; Waaren, welche nicht ſofort abgeholt werden, werden von 
ihm in einem zu dieſem Behufe gemietheten kleinen Locale aufbewahrt; 
Beſtellungen übernehme er nicht, ebenſo wenig beſorge er Eincaſſirungen; 
er frage nun an, was er in gewerblicher Beziehung zu thun habe, um 
den beſtehenden Normen zu genügen, glaube jedoch, daß er weder 
anmeldungspflichtig noch ſteuerpflichtig ſei. 

Hierüber berichtete das Marktcommiſſariat am 15. October 1883, 
daß Paul B. Geſchäftsreiſender der obigen Firma mit fixem Gehalte 
ſei, daß die Firma die bei ihr von W.'er Kunden direct beſtellten 
Uhren im zerlegten Zuſtande hierher ſende, um den Eingangszoll zu 
erſparen, B. die Uhren durch einen von der Firma entlohnten Monteur 
in einem Gaſſenlocale zuſammenſtellen laſſe und dieſelben ſodaun an 
die Kunden verſende; die Firma hätte daher in W. das Uhrmacher: 
gewerbe anzumelden. 

Der hierüber einvernommene B. beſtritt, daß dieſer Vorgang 
ſtattfinde, da in W. Uhren der Firma weder hergeſtellt, noch umarbeitet 
werden und nur ſertige Uhren daſelbſt anlangen; es komme höchſtens vor, 
daß der zur beſſeren Verpackung von der Uhr abgenommene Rahmen 
wieder angefügt werde; der Arbeiter, der dies beſorge, ſei kein Uhrmacher. 

Das Marktcommiſſariat wiederholte am 20. November 1883 
ſeine früheren Angaben mit dem Bemerken, daß die Einzahlung der 
Beträge ſeitens der Kunden bei der W.'er Creditanſtalt erfolge, und 
berichtete weiters am 10. December 1883, daß B., Agent der fraglichen 
Firma für Oeſterreich⸗Ungarn, nicht nur den Vertrieb der Uhren, ſondern 
auch die Eincaſſirungen beſorge; die Fabrik erzeuge alle Gattungen von 
Häng⸗ und Standuhren; nach den beim Hauptzollamte eingeholten Er⸗ 
kundigungen überſende die Firma im Jahre 7—8 Waggons Uhren, 
welche derart einlangen, daß die Gehäuſe (Rahmen, Zifferblätter und 


Kaſten), die Werke (jedoch ohne die unter das Zifferblatt einzuſtellenden 
Räder und die Zeiger) und dieſe Räder, Zeiger und andere kleine zur 
Zuſammenfügung der Uhrenbeſtandtheile beſtimmte Gegenſtände ſeparat 
verpackt find, was deshalb geſchehe, weil der Zoll für montirte Uhren 
höher iſt; dieſe zerlegten Uhren werden nun in dem Gaſſenlocale 
zuſammengeſtellt. Dieſes Local beſitze keine Firmatafel, keine ſonſtige 
Aufſchrift, beſtehe aus 4 Abtheilungen, in welchen hölzerne Stellagen 
aufgeſtellt find. 

Es wurden Uhrenbeſtandtheile verpackt vorgefunden, Uhrmacher⸗ 
werkzeuge und Schraubſtock mit kleinem Ambos, an welchem ein Arbeiter 
mit dem Ausfeilen eines Uhrrades gerade beſchäftigt war. 

Derſelbe gab über Befragen an, daß er gelernter Uhrmacher ſei, 
in der Schweiz durch viele Jahre Uhren verfertigt habe und von der 
Firma zum Monteur der einlangenden unvollſtändigen Uhren, ſowie zum 
Ausbeſſern der beim Bahntransporte beſchädigten Gehäuſe und Ziffer— 
blätter aufgenommen ſei. 

Im Locale hingen an den Wänden Muſteruhreu, Muſterkarten 
und Tarife. 

Der Arbeiter gab ferner an, daß Uhren nur über Beſtellungen bei 
der Fabrik oder deren Vertreter und nur an Uhrenfourniturenhändler, 
nicht auch an Uhrmacher geliefert werden, welch' letztere Angabe aber 
ſich als unrichtig erwieſen habe, da ein Lieferſchein über eine Beſtellung 
einer Wer Uhrenfirma vorgefunden wurde. Ein directer Abverkauf von 
dem Locale finde nicht ſtatt. 

Dieſer Bericht wurde mit Berufung auf den Dienſteid erſtattet. 

In dem vorgelegenen Tarife der Firma ſür W. wurde das 
Gaſſenlocal als Magazin bezeichnet und bemerkt, daß die Preiſe ver— 
zollt, in Papier verpackt ab Magazin zu verſtehen ſeien; als Vertreter 
der Firma wird Paul B. genannt. 

Der Vorſteher der Uhrenmachergenoſſenſchaft äußerte ſich dahin, 
daß in Geſchäftskreiſen bekannt jet, daß die Firma 35 40.000 Stück 
Uhren per Jahr, u. z. im zerlegten Zuſtande, um den Zoll zu erſparen, 
und ohne Beſtellung nach W. ſende; die Uhren werden den Uhrmachern, 
welche am W.'er Platze ihre Beſtellungen machen, in der Regel im 
unzerlegten Zuſtande ausgefolgt und halte die Firma einen Uhrmacher— 
gehilfen, der die Uhrwerke zuſammenſtellt; hiezu ſind handwerksmäßige 
Kenntnuiſſe erforderlich und liege darin der Betrieb eines handwerks— 
mäßigen Gewerbes. 

Die zuſammengeſetzten Werke werden an Uhrmacher und an 
Agenten zum Verkaufe an Private abgegeben und betheilige ſich die 
Firma auch an Offertverhandlungen, alſo an der Abgabe von Uhren 
an Private ohne Beſtellung, wozu ſie, da ſie nicht beſteuert iſt, nicht 
berechtigt ſein dürfte. 

Der Magiſtrat eröffnete nun mit Beſcheid vom 17. December 
1883, 3. 315.118, dem Paul B., daß nach den Erhebungen die 
Firma an ihn, nicht blos über Beſtellung, ſondern auch ohne Beſtellung 
Uhren nach W. ſende, und daß die im zerlegten Zuſtande einlangenden 
Uhren durch einen Uhrmachergehilfen zuſammengeſtellt werden, worin 
die Ausübung des Uhrmachergewerbes liege, daher dieſer Betrieb ent— 
weder ſofort einzuſtellen oder aber das Uhrmachergewerbe nach § 14 
der Gewerbeordnung anzumelden ſei. 

Hiegegen hat Paul B. recurrirt; er hielt nämlich ſeine Behaup⸗ 
tung, daß Uhren nur über Beſtellung geliefert werden, aufrecht und 
betonte, daß Pendeluhren mit Blechgehäuſen, um welche es ſich handle, 
aus Verpackungsrückſichten derart in W. anlangen; daß die Gehäuſe 
und die vollſtändig montirten Uhrwerke ſeparat verpackt ſind, in W. 
nur die Zeiger befeſtigt, und die Uhrwerke in das Gehäuſe gegeben 
werden, und daß darin kein handwerksmäßiger Betrieb eines Gewerbes 
erblickt werden kann, auch nicht der Betrieb des Uhrmacher- oder eines 
anderen Gewerbes überhaupt, und erbot ſich, dies durch den Ausſpruch 
der nied.⸗öſterr. Handels- und Gewerbekammer darzuthun; weder § 1 
noch § 14 der Gewerbegeſetznovelle könne daher Anwendung finden; der 
erwähnte Arbeiter ſei kein Uhrmachergehilfe, ſondern Correſpondent 
einer Großhandlungs⸗-Firma und nur einige Stunden des Tages für 
die Firma J. F. & Comp. in Beaucourt thätig, das Gaſſenlocal ent⸗ 
halte keine Uhrmacherwerkſtätte, da keine Uhrmacher⸗Utenſilien dort zu 
finden ſeien und beruhe der Bericht des Marktcommiſſariates auf einem 
Irrthume; es wurde daher um Aufhebung der angefochtenen Entſcheidung, 
als weder im Geſetze noch in den thatſächlichen Verhältniſſen begründet, 
gebeten. 


72 


Die k. k. Statthalterei änderte mit Entſcheidung vom 19. Jänner 
1884, 3. 2623, die angefochtene Entſcheidung dahin ab, daß dieſe, 
inſoferne in der Thätigkeit des Recurrenten der Betrieb des Uhrmacher— 
gewerbes anerkannt wird, aus deren Gründen beſtätigt werde, jedoch 
nicht Paul B., ſondern die Fabrik J F. & Comp. das Gewerbe anzu- 
melden habe, weil Erſterer dasſelbe blos in Vertretung der Firma und 
nicht auf eigene Rechnung betreibe, und daß die Frage, ob hier ein 
Befähigungsnachweis nach § 14 erforderlich ſein wird, von der inſtanz⸗ 
mäßigen Entſcheidung abhängig gemacht werde, ob das in W. errichtete 
Etabliſſement als ein Beſtandtheil der Uhrenfabrik in Frankreich, oder 
als ein ſelbſtſtändiges, handwerksmäßig betriebenes Unternehmen anzu⸗ 
ſehen, und ſomit unter Al. 3 des § 1 oder unter § 14 zu ſub⸗ 
ſumiren ſei. 

Gegen dieſe Entſcheidung brachten Paul B. und die Firma 
J. F. & Comp. in B. den Miniſterialrecurs ein, in welchem vor 
Allem bemerkt wurde, daß der Zweck des Recurſes nicht ſei, der Be— 
ſteuerung zu entgehen, ſondern der Nachweis, daß die Firma nicht 
verpflichtet ſei, das Uhrmachergewerbe nach $ 14, reſp. §S 1 G. O. 
anzumelden. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat nach Anhörung der nied.: 
öfterr. Handels- und Gewerbekammer am 9 October 1884, sub 3. 14.985, 
diesfalls nachſtehend entſchieden: 


„Das Miniſterium findet dem eingebrachten Recurſe unter Be⸗ 
hebung der angefochtenen Entſcheidungen Folge zu geben und auszu⸗ 
ſprechen, daß das Unternehmen der genannten Firma in W. nach 8 40 
der Gewerbegeſetznovelle anzumelden und der Geſchäftsführer gemäß 
§ 55 des eitirten Geſetzes der Gewerbsbehörde anzuzeigen ſei. 

Denn das von der Firma in W. betriebene Unternehmen beſteht 
darin, die in ihrer Fabrik in Beaucourt erzeugten und nach W. ver— 
ſendeten Uhren, welche blos in theilweiſe und unweſentlich zerlegtem 
Zuſtande anlangen, zuſammenzuſetzen und ſodann in den Verkehr zu bringen. 

Da zu dieſer Arbeit weder eine beſondere Fertigkeit, noch fach⸗ 
männiſche Kenntniſſe erforderlich find und die Firma nit irgend welchem 
Umarbeiten oder Verarbeiten, mit einem Repariren oder Repaſſiren von 
Uhren in W. ſich nicht befaßt, kann in dem Unternehmen der Firma 
in W. nicht der Betrieb des Uhrmachergewerbes erblickt werden, für 
welches die Beibringung des Befähiguugsnachweiſes erforderlich wäre. 

Der hieſige Geſchäftsbetrieb der Firma ſtellt ſich daher nur als 
eine Niederlage der Fabrik zum Vertriebe der in Frankreich erzeugten 
Fabrikate im Sinne des § 40 der Gewerbegeſetznovelle dar.“ 5 


Geſetze und Berordnungen. 
1884. I. Semeſter. 


Poſt⸗ und Telegraphen⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungs— 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 


Nr. 35. Ausgeg. am 22. Juni. — Feſtſetzung der bei Dienſtreiſen zu 
verrechnenden Gebühren für die Uebertragung des Gepäckes von und zu den 
Landungsplätzen in Dalmatien und Iſtrien. H. M. Z. 1045. 8. Juni. 
Aenderungen im Briefpoſt⸗Tarife. H. M. 3. 19.647. 11. Juni. — Aenderungen 
im Fahrpoſt⸗Tarife „Rußland“. H. M. Z. 19.978. 11. Juni. — Aenderung im 
Briefpoſt⸗Tarife. H. M. Z. 20.836. 11. Juni. 

Nr. 36. Ausgeg. am 24. Juni. — Rücknahme, bezw. Aenderung der 
Adreſſen von der Poſt zur Beförderung übergebenen Briefpoſtſendungen durch 
die Abſender im Verkehre zwiſchen Oeſterreich⸗Ungarn und Frankreich. H. M. 
3. 17.771. 31. Mai. 

Nr. 37. Ausgeg. am 30. Juni. — Verſchleiß-Proviſton für Privat⸗ 
verſchleißer von Poſtwerthzeichen. H. M. Z. 16.921. 20. Juni. — Veränderte 
Faſſung des 8 7 im Artikel XXX des Reglements zur Ausführung des 
Pariſer Weltpoſt⸗Vertrages. H. M. 3. 21.678. 14. Juni. — Ausfüllung der 
Nachnahme⸗Poſtauweiſungen im Verkehre nach Deutſchland. H. M. 3. 21.115. 
14. Juni. — Einfuhr von Spargeln und Artiſchoken in Deutſchland. H. M. 
3. 21.198. 14. Juni. — Abänderungen und Ergänzungen zur Telegraphen⸗ 
Tarif⸗Zuſammenſtellung. H. M. 3. 20.369. 16. Juni. — Aenderung im Fahr⸗ 
poſt⸗Tarife „Italien“. H. M. Z. 13.437. 19. Juni. — Barzahlung der Staats⸗ 
Telegramme der dem Reſſorte des k. k. Juſtizminiſteriums angehörenden 
Behörden. H. M. Z. 20.954. 15. Juni. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. 


Nr. 1. Ausgeg. am 1. Jänner. — Kundmachung, betreffend die Weiter⸗ 
führung des Betriebes der Dnieſter und der Tarnow⸗Leluchower Staatsbahn, 
der Erzherzog⸗Albrecht⸗Bahn und der Mähriſchen Grenzbahn. Z. 41.692. 7. De⸗ 
cember. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normal⸗ 
ſpurige Localbahn von Brückl nach Kuͤhnsdorf. Z. 40.980. 18. December. — 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Eiſenbahn von Za⸗ 
prefic, eventuell Podſuſed bis Samobor, dann von Sveta-Nedelja mit dem An⸗ 
ſchluſſe an die Agram⸗Karlſtädter Bahn und für zwei von Samobor abzweigende 
Flügelbahnen. Z. 33.310. H. M. Z. 43.749. 27. October. — Agisozuſchlag zu 
den Fahr- und Frachtgebühren auf den böſterreichiſch-ungariſchen Eiſenbahnen. 
25. December. 

Nr. 2. Ausgeg. am 3. Jänner. 

Nr. 3. Ausgeg. am 5. Jänner. — Erlaß der k. k. General-⸗Inſpection 
der öſterr. Eiſenbahnen vom 27. December 1883, Z. 18.588⸗JI, an ſämmtliche 
öſterr. Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die Art der Hinausgabe der Vorſchriften 
für den Secundärbetrieb an das Executivperſonale. — Bewilligung zum Baue 
und Betriebe eines Induſtriegeleiſes zum Fruchtmagazine des Alois Klausmayer 
bei der Station Grieskirchen, km. 18:8, der Strecke Wels⸗Paſſau der Kaiſerin 
Eliſabeth⸗Bahn im Staatsbetriebe. Z. 36.976. 29. October. — Bewilligung zum 
Baue und Betriebe eines Induſtriegeleiſes nächſt Wörgl bei km. 191·4 5 der 
Salzburg⸗Tiroler Linie der Kaiſerin⸗Eliſabeth⸗Bahn im Staatsbetriebe. Z. 42.685. 
20. December. 

Nr. 4. Ausgeg. am 8. Jänner. — Bewilligung zum Baue und Betriebe 
einer normalſpurigen Schleppbahn vom Kohlenbergbaue der Oeſterreichiſch-Alpinen 
Montangeſellſchaft in Seegraben zur Südbahuſtation Leoben und normalſpuriger 
Schleppgeleiſe zur Verbindung der Station Donawitz der Leoben-Vordernberger 
Bahn mit dem Eiſenwerke Donawitz der Oeſterreichiſch-Alvinen Montangeſellſchaft. 
3. 34.666 und 38.645. 10. und 14. December. 

Nr. 5. Ausgeg. am 10. Jänner. — Verlängerung des Termines für die 
Bauvollendung und Inbetriebſetzung der Localbahn Potſcherad-Wurzmes. 
3. 47.045 ex 1883. 2. Jänner. — Bewilligung zum Baue und Betriebe eines 
Schleppgeleiſes zur Verbindung der in Bregenz beſtehenden ſtädtiſchen Kornhäuſer 
mit der Station Bregenz der Vorarlberger Bahn im Staatsbetriebe. Z. 34.669. 
25. November. 

Nr. 6. Ausgeg. am 12. Jänner. — Bewilligung zum Baue und Betriebe 
einer normalſpurigen Schleppbahn von der Station Meran der Bozen-Meraner 
Eiſenbahn zum Sägewerk und den Holzlagerplätzen des Remedius Aspmayr. 
3. 37.886. 9. December. — Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schlepp⸗ 
bahnverbindung zwiſchen der Czaslau⸗Mocovicer Localbahn und der Meißl'ſchen 
Spiritus⸗ und Preßhefefabrik in Czaslau. Z. 46.646 ex 1883. 3. Jänner. — 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von 
Bozjakovina nach Novska. Z 40.570. H. M. Z. 47.492. 14. December. 

Nr. 7. Ausgeg. am 15. Jänner. 

Nr. 8. Ausgeg. am 17. Jänner. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 29. December 1883, Z. 46.908, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterr. 
Eiſenbahnen, betreffend den Eiſenbahntransport von Zündbändern für Taſchen⸗ 
feuerzeuge. — Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahnverbindung 
zwiſchen der Station Karbitz der Auſſig⸗Teplitzer Bahn und dem Neuhoffnungs⸗ 
ſchachte Nr. II des Friedrich Grafen Weſtphalen. Z. 44.933. 31. December. 

Nr. 9. Ausgeg. am 19. Jänner. — Circularverordnung des königl. 
ungariſchen Miniſters für öffentliche Arbeiten und Communcation vom 5. Jänner 
1884, Z. 1 Präſ., an ſämmtliche Jurisdictions⸗-Communitäten, Verwaltungs⸗ 
commiſſionen, Obergeſpäne, Staatsbau- und Stromämter, Regulirungsgeſellſchaften, 
Waſſerregulirungs⸗Regierungscommiſſäre, an die königl. ungariſche General- 
Inſpection für Eiſenbahnen, an ſämmtliche vaterländiſche Eiſenbahngeſellſchaften, 
an ſämmtliche Gremial⸗Jach⸗ und Geſchäftsabtheilungen und an die Gremial⸗ 
Rechnungsabtheilung, betreffend die Aufſtellung von exponirten Bau⸗Inſpec⸗ 
toraten. — Abdruck von Nr. 5 R. G. Bl. — Bewilligung zur Vornahme 
technischer Vorarbeiten für mehrere im Salzkammergute herzuſtellende Local- 
bahnen. Z. 44.574. 16. December. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine Localbahn vom Bahnhofe in Salzburg bis zur Reichs⸗ 
grenze bei St. Leonhard⸗Gartenau. Z. 43.745 ex 1883. 6. Jänner. — Bewilligung 
zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Flügelbahn von 
Köflach nach Krennhof. Z. 41.370 ex 1883. 5. Jänner. — Friſterſtreckung zur 
Vornahme techniſcher Vorarbeiten für mehrere Localbahnen in Oſtgalizien. 
3. 42.694. 14. December. 

i Nr. 10. Ausgeg. am 22. Jänner. — Bewilligung zum Baue und Betriebe 
einer normalſpurigen Schleppbahn von der currenten Linie der Eiſenbahn Wien⸗ 
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Aſpang zu den Ziegelöfen der Wienerberger Ziegelfabriks⸗ und Baugeſellſchaft in 
Guntramsdorf. Z. 44.315. 18. December. — Bewilligung zum Baue und 
Betriebe einer Schleppbahn von der Südbahnſtation Leibnitz zum Mühlen⸗ 
etabliſſement des L. Franz in Kaindorf. Z. 20.172. 29. December. — Bewilligung 
zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine ſchmalſpurige Loealbahn vom 
Endpunkte der elektriſchen Eiſenbahn Mödling⸗Hinterbrühl über Gaaden und 
Sittendorf nach Heiligenkreuz oder von Kaltenleutgeben über Sulz nach Heiligen⸗ 
kreuz und von da über Sattelbach nach St. Helena bei Baden. Z. 41.850 ex 
1883. 3. Jänner. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für 
Localbahnen von Beneſchau nach Wlaſchim und von Deutſchbrod nach Humpoletz. 
3. 42.158 ex 1883. 5. Jänner. 


Nr. 11. Ausgeg. am 24. Jänner. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 15. Jänner 1884, Z. 1332, an die Verwaltungen der Oeſterr. Nordweſt⸗ 
bahn, Oeſterr.⸗ungar. Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft, Südbahn-⸗Geſellſchaft, Kaſchau⸗ 
Oderberger Bahn und Kaiſer⸗Ferdinands⸗Nordbahn, betreffend die Geſtattung 
des Eiſenbahntransportes des Sprengmittels „Vulkanit“ in Ungarn. — Erlaß 
der k. k. General⸗Inſpection der öſterr. Eiſenbahnen vom 18. Jänner 1884, 
Z. 844⸗J, an ſämmtliche öſterr. Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die Vorlage 
von Nachweiſungen bezüglich der Verwendung von Stahlſchienen. — Bewilligung 
zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Vieinalbahn von Eperies nach 
Bartfa. Z. 42.124. H. M. Z. 703 ex 1884. 23. December. 


Nr. 12. Ausgeg. am 26. Jänner. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 29. December 1883, Z. 34.126, an ſämmtliche öſterr. Bahnverwaltungen, 
betreffend deren Betheilung mit den Telegraphen-Vorſchriften. — Friſterſtreckung 
zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von 
Karlsbad über Aich, Engelhaus, Buchau, Lubenz, Alberitz zum Anſchluſſe an die 
Eiſenbahn Pilſen-Prieſen (Komotau) und von dort über Willenz, Horoſedl, 
Hokowitz zur Station Rakonitz, eventuell von Petersburg⸗Jechnitz nach Rakonitz. 
3. 46.134. 27. December. 


Nr. 13. Ausgeg. am 29. Jänner. Verordnung des k. k. Finanz⸗ 
miniſteriums vom 19. Jänner 1884, womit für Februar 1884 das Aufgeld 
beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zoll⸗ 
gebühren zu entrichten iſt. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten 
für eine Localbahn von Breznie nach Salnau. Z. 42.153 ex 1883. 14. Jänner. 
— Agisozuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch-ungariſchen 
Eiſenbahnen. 24. Jänner. 

Nr. 14. Ausgeg. am 31. Jänner. — 

Nr. 15. Ausgeg. am 2. Februar. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 21. Jänner 1884, Z. 1846, an den Verwaltungsrath der Südbahn⸗ 
Geſellſchaft, betreffend die Verpackung des Sprengmittels „Haloxylin“ aus den 
Fabriken zu Hohenegg und zu Tüffer. Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine Localbahn von Mähriſch-Trübau bis Zwittau oder bis zu 
einem anderen Punkte der Linie Brünn —Böhmiſch-Trübau der Defter.-ungar- 
Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft. Z. 37.062. 24. December. 

Nr. 16. Ausgeg. am 5. Februar. Portofreiheit der k. k. Miniſterial⸗ 
commiſſion für die Verwaltung der Dnieſter und Tarnow Leluchower Staats- 
bahn, der Erzherzog-Albrecht-Bahn und der Mähriſchen Grenzbahn. H. M. 
3. 1205. 15. Jänner. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten 
für eine Localbahn von Mſcheno nach Budin, eventuell nebſt Fortſetzung nach 
Libochowitz. Z. 41.135. 27. December. 

Nr. 17. Ausgeg. am 7. Februar. 


Nr. 18. Ausgeg. am 9. Februar. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters 
vom 1. Februar 1884, 3. 3523, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher 
Eiſenbahnen, betreffend die Hinausgabe einer Nachtragsverordnung zur Verordnung 
vom 1. Juli 1880, R. G. Bl. Nr. 79, über die Regelung des Transportes ex⸗ 
plodirbarer Artikel auf Eiſenbahnen. — Abdruck von Nr. 20 R. G. Bl. — 
Bewilligung zur Anlage eines Schleppgeleiſes für den Induſtriellen Ferdinand 
Ramſauer in Iſchl von km. 657/8 zwiſchen den Stationen Iſchl und Mitter- 
weißenbach der Salzkammergutlinie der Kronprinz-Rudolph⸗Bahn im Staats⸗ 
betriebe zu den Kalkbrüchen des Genannten. Z. 45.717 ex 1883. 16. Jänner. 
— Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Eiſenbahn von Rakonitz nach Pladen und von da nach Karlsbad. Z. 45.460 ex 
1883. 27. Jänner. 

Nr. 19. Ausgeg. am 12. Februar. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 30. Jänner 1884, Z. 461, betreffend die Normirung der Entfernung für 
die Verwendung des Frachtbriefſtempels zu 1 kr. — Bewilligung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine durch die Stadt Trieſt zu führende Verbindungs⸗ 
bahn zwiſchen der Staatseiſenbahn Herpelje⸗Trieſt und der Südbahn⸗Geſellſchaft, 
bezw. dem Trieſter Bahnhofe. Z. 365. 25. Jänner. 

Nr. 20. Ausgeg. am 14. Februar. 
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Nr. 21. Ausgeg. am 16. Februar. Bewilligung zur Vornahnte 
techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von Spratzern nach 
Kirchberg a d. Pielach. 3 203. 15. Jänner. — Bewilligung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von Jaslo nach Dembica 
zum Anſchluſſe an die k. k. priv. Karl⸗Ludwig⸗Bahn. Z. 924. 6. Februar. — 
Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Localbahn von Stauding nach Wagſtadt. Z. 47.491 ex 1883. 15. Jänner. — 
Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von 
Schlackenwerth nach Joachimsthal. Z. 1985. 23. Jänner. 

Nr. 22. Ausgeg. am 19. Februar. — 

Nr. 23. Ausgeg. am 21. Februar. Bewilligung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von St. Pölten über Traismauer 
nach Tulln. Z. 44.720. 21. December. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für mehrere im Salzlammergute herzuſtellende Localbahnen. Z. 939. 
6. Februar. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
Localbahn von Hartberg nach Graz, eventuell von Hartberg in der Richtung 
nach Fürſtenfeld. Z 1993. 11. Februar. — Aenderung der Statuten der Krems⸗ 
thalbahn⸗Geſellſchaft. H. M. Z. 5356. — Kundmachung des k. k. Handelsmini⸗ 
ſteriums vom 14. Jänner 1884, 3. 1104, betreffend ungiltig gewordene Certi⸗ 
ficate anſpruchsberechtigter Militär-Aſpiranten. — Kundmachung des k. k. Handels⸗ 
miniſteriums vom 17. Jänner 1884, 8. 1691, betreffend die ungiltig gewordenen 
Certificate anſpruchsberechtigter Militär-⸗Aſpiranteu. 

Nr. 24. Ausgeg. am 23. Februar. — Verordnung des k. k. Finanzmini⸗ 
ſteriums vom 20. Februar 1884, womit für den Monat März 1884 das Aufgeld 
beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu 
entrichten iſt. — Feſtſtellung des Termines für die Einführung des Sommerfahr- 
planes 1884. Z. 2253,11. 16. Februar. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine Localbahn von Setzdorf über Jungferndorf nach Barzdorf. 
1994. 14. Februar. 

Nr. 25. Ausgeg. am 26. Februar. — - 

Nr. 26. Ausgeg. am 28. Februar. — Friſterſtreckung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Klobouk nach Jaronowitz und 


Dubnian mit Abzweigungen. Z. 2662. 2. Februar. — Agiozuſchlag zu den 


Fahr⸗ und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch- ungariſchen Eiſenbahnen. 
24. Februar. 

Nr. 27. Ausgeg. am 1. März. = 

Nr. 28. Ausgeg. am 4. März. — Abdruck von Nr. 21 R. G. Bl. 

Nr. 29. Ausgeg. am 6. März. Bewilligung zur Anlage und zum 
Betriebe eines Induſtriegeleiſes von dem nächſt dem Bahuhofe der Station 
Linz der Kaiſerin-Eliſabeth⸗-Bahn im Staatsbetriebe gelegenen Waarenhauſe der 
oberöſterreichiſchen Landesproducten-Geſellſchaft bis zur nächſten Drehſcheibe in 
Fortſetzung eines beſtehenden Stutzgeleiſes. Z. 3544. 14. Februar. — Bewilligung 
zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von der Station 
Haiding der Kaiſerin⸗Eliſabeth⸗Bahn nach Aichach. Z. 4904. 24. Februar. — 
Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 19. Februar 1884, 3. 5914, an die 


Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend den Eiſenbahn⸗ 


transport des Sprengmittels „Ledrit“. 
Nr. 30. Ausgeg. am 8. März. 

Nr. 31. Ausgeg. am 11. März. 

Nr. 32. Ausgeg. am 13. März. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Finanzdirector in Klagen⸗ 
furt Karl Freiherrn von Czornig den Titel und Charakter eines Hofrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Director des zoologiſchen Hofcabinets Regie⸗ 
rungsrathe Dr. Franz Steindachner den Orden der eiſernen Krone dritter 
Gaſſe taxfrei verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Hofſecretär in Allerhöchſtihrem Oberſthof⸗ 


marſchallamte Dr. Rudolph Kubaſek den Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathes taxſrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtverwalter Emil Moſer in Bregenz den 
Titel und Charakter eines Oberpoſtverwalters verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem bei der Generaldirection der öſterreichiſchen 
Staatsbahnen in außerordentlicher Verwendung ſtehenden Regierungsrathe Johann 
Zelniczek taxfrei den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe und dem Titular⸗ 
Generaldirectionsrathe Johann Kargl das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Expeditor und Regiſtrator in Allerhöchſtihrem 
Oberſthofmarſchallamte Eduard Ritter Bayer von Mörthal den Titel eines 
kaiſerlichen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtrathe Joſeph Fiſcher in Brünn das 
Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 


N Seine Majeſtät haben dem Adjuncten der Tabak⸗Hauptfabrik in Winniki 
Ladislaus Mikuleeki das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter zu Neuſtadtl in Mähren Joſeph 
Jelinek das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Oberſthofmarſchall hat den Official des Oberſthofmarſchallamtes Joſeph 
Gautſch von Frankenthurn zum wirklichen Hofconeipiſten dieſes oberſten Hof⸗ 
amtes ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Ingenieur Dr. Mathäus Vitezie zum Oberingenieur und den Bauadjuncten 
Robert Bouvard von Chätelet zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt im 
Küſtenlande ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Polizeiconcipiſten Eduard Meyer zum Polizeicommiſſär der Trieſter Polizei⸗ 
direction ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtverwalter Georg van Aken in Krems 
zum Oberpoſtverwalter daſelbſt ernannt. 

. Der Handelsminifter hat den Seeretär Eduard To biſch und den Börſe— 
disponenten Ludwig Creußer in die ſiebente Rangsclaſſe der activen Staats⸗ 
beamten, ferner den Obercontrolor Johann Schön zum Inſpector und den 
Hauptcaſſter Karl Boynger zum Caffeudirector, beide gleichfalls in der ſiebenten 
Rangsclaſſe der activen Staatsbeamten, ſämmtliche beim k. k. Poſtſparcaſſen⸗ 
amte, befördert. 

Der Ackerbauminiſter hat den Oberförſter Franz Egert zum Biceforft- 
meiſter der Forſt⸗ und Domänen Direction in Innsbruck, den Oberförſter 
Anton Schönwälder zum Viceforſtmeiſter der Forſt⸗ und Domänen⸗Directton 
in Wien und den Oberförſter Julius Ritter von Koch⸗Sternfeld zum Vice⸗ 
forſtmeiſter der Forft- und Domänen-Direction in Salzburg ernannt. 


Erledigungen. 

8 Mehrere Poſtaſſiſtentenſtellen im Bereiche der k. k. Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
direction für Oeſterreich unter der Enns mit dem Jahresgehalte von 600 fl. und 
der normalmäßigen nach dem Stationsorte zu bemeſſenden Activitätszulage gegen 
Caution von 400 fl., bis Mitte Mai. (Amtsbl. Nr. 84.) 

. Poſtamtsprakticantenſtellen bei der k. k. Poſt⸗ und Telegraphendirection 
für Oeſterreich unter der Enns, bis Ende April. Amtsbl. Nr. 85.) 

f Magazinsverwaltersſtelle beim k. k. Hauptzollamte in Wien, eventuell eine 
Zolloberamtsofficialsſtelle, beide in der neunten Rangsclaſſe, erſtere mit dem 
Genuße einer Naturalwohnung gegen Rücklaſſung der halben Activitätszulage, 
eventuell eine Officialsſtelle in der zehnten, oder eine Aſſiſtentenſtelle in der 
eilften Rangsclaſſe gegen Caution, bis 20. Mai. (Amtsbl. Nr. 85.) 

Bezirks⸗Thierarztesſtelle im Status des landesf. Sanitätsperſonales in 
Oberöſterreich in der eilften Rangselaſſe, bis 10. Mai (Amtsbl. Nr. 85.) 

Zwei Bauprakticantenſtellen in Kärnten mit 600 fl. Adjutum jährlich 
und 40 fl. monatlicher Bauzulage, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 85.) 

Eine, eventuell zwei Magiſtratsrathsſtellen beim Wiener Magiſtrate mit 
2400 fl. Gehalt und 309%, Quartiergeld, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 86.) 


Soeben wurde vollständig 
Jahrgang 1884, Band VIII 
der 
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sind vom unterzeichneten Verlage, sowie durch alle Buchhandlungen 
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Auf Wunsch bewilligen wir den P. T. Herren Verwaltungs- 
beamten nach Uebereinkommen eine ratenweise Zahlung des Kauf. 
preises. 

Manz’sche k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung 
in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


DEE SHiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Vogen 43 und 44 der Erkenntniſſe. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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